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Gewerkschaften und Arbeitnehmer-
verbände haben die Karten auf den
Tisch gelegt und verlangen massive
Lohnerhöhungen. Neben dem Teue-
rungsausgleich sollen die Arbeitneh-
menden je nach Branche bis zu drei
Prozent mehr erhalten. Die Begrün-
dung ist klar: Die Schweizer Wirt-
schaft befinde sich auf Wachstums-
kurs, von den Produktivitätszuwäch-
sen müssten auch die Lohnempfän-
ger profitieren.

Der sgv hält an seiner bisherigen Stra-
tegie fest und lehnt pauschale Lohn-
erhöhungen dezidiert ab. «Das Giess-

kannenprinzip ist volkswirtschaftlich
unsinnig. Entscheidend ist die Situa-
tion in der Branche, dazu kommen
weitere individuelle Faktoren wie
regionale Konjunktur und die Lage
der einzelnen Firmen», begründet
Chefökonom Rudolf Horber. Er macht
darauf aufmerksam, dass 2011 höhere
Arbeitgeberbeiträge für Arbeitslosen-
versicherung und Erwerbsersatzord-
nung angesagt sind; dazu komme der
Aufschlag bei der Mehrwertsteuer für
die Sanierung der IV. Horber hofft auf
Verständnis: «Die Sozialpartner müs-
sen diese Zusatzbelastungen ebenso
in die Rechnung einbeziehen wie die

sehr positiven Lohnabschlüsse im
letzten Jahr. 2009 ist die Arbeitspro-
duktivität um rund zwei Prozent zu-
rückgegangen und die Teuerung war
negativ – doch die Löhne sind real um
2,6 Prozent gestiegen.»
Horber geht bei seinen Berechnungen
von einer Teuerung von etwa 1,1 Pro-
zent und einem Anstieg der Arbeits-
produktivität um 1,5 Prozent aus. Er
verweist aber auf die vielen Unsicher-
heiten, die den jetzigen Aufschwung
dämpfen oder abwürgen könnten:
«Die US-Wirtschaft schwächelt leider
weiter, die Probleme der hochver-
schuldeten EU-Staaten wie Griechen-

LOHNRuNDE 2011 – Für die Arbeitnehmerverbände ist es klar, dass die Konjunkturerholung
Auswirkungen auf die Saläre haben muss. Doch die Wirtschaft zögert.

Der sgv mahnt zur Zurückhaltung

Die Zürcher Büro-
kraten stellen hohe
(und teure)
Ansprüche: Die
Veloständer sollen
hausnah, gedeckt
und diebstahlsi-
cher sein...

Die linksgrüne Mehrheit des Zürcher
Stadtparlaments setzt in Mobilitäts-
fragen ihren KMU-feindlichen Kurs
konsequent fort. Der neuste Schild-
bürgerstreich ist die revidierte städ-
tische Parkplatzverordnung, die mit
schlicht hanebüchenen Bestimmun-
gen aufwartet.

Willkürliche Bestimmungen

Aus der Sicht des Gewerbes sind vor-
ab zwei Bestimmungen willkürlich
und unverhältnismässig:
n die Pflicht für Haus-, Laden- und
Lokalbesitzer, ausreichend geeignete
Veloabstellplätze zur Verfügung zu
stellen.
n die Senkung der Anzahl Pflicht-
parkplätze, indem ein Parkplatz pro
120 Quadratmeter Wohnfläche er-
stellt werden muss statt wie bisher
pro 100 Quadratmeter.

Veloständer für alle

«Es kann nicht sein, dass die Eigen-
tumsgarantie dermassen in Frage
gestellt wird», kritisiert Patrik Kneu-
bühl, politischer Sekretär und Ver-
kehrsexperte des sgv, den grünfun-
damentalistischen Erlass. In der
Praxis würde er darauf hinauslaufen,
dass alle Grundeigentümer bei jedem
Hauseingang gedeckte und diebstahl-
sichere Veloabstellplätze errichten
müssen, und zwar pro 40 Quadratme-
ter Wohnfläche einen. Damit müsste
für alle Stadtbewohner – Nicht-
velofahrer, Babys und gebrechliche
Senioren inbegriffen – ein Abstell-
platz bereitgestellt werden. Ebenso
schlimm: Das Heraufsetzen der Min-
destwohnfläche auf 120 Quadratme-
ter für einen Pflichtparkplatz würde
zwangsläufig zum Wegfall jedes ach-

ten privaten Autoabstellplatzes füh-
ren. Die Quartierbewohner müssten
auf öffentlichem Grund parkieren –
in den bereits heute arg überfüllten
Blauen Zonen.
«Das Massnahmenpaket ist purer
Wahnsinn, der üble Folgen nach sich
ziehen würde», resümiert Kneubühl
und nennt abschreckende Beispiele.
So müsste Jelmoli an der Bahnhof-
strasse 437 Veloparkplätze anbieten.
Das ginge zu Lasten der Verkaufsflä-
che und des Umsatzes, weil das Wa-
renhaus keine Aussenfläche hat. Es
geht aber noch übler: Alle Gastrobe-
triebe müssten pro zehn Sitzplätze
einen Veloabstellplatz zur Verfügung
stellen, andere Dienstleister müssten

dieser Pflicht pro 150 Quadratmeter
Verkaufsfläche oder 300 Quadratme-
ter Bürofläche nachkommen.

Widerstand an zwei Fronten

Der sgv ist denn auch voll damit ein-
verstanden, dass die neue Parkplatz-
verordnung konsequent bekämpft
wird. Dies wird an zwei Fronten ge-
schehen. Sowohl der politische als
auch der juristische Weg sind bereits
vorgespurt. SVP und FDP haben das
Behördenreferendum eingereicht und
erzwingen damit einen Volksent-
scheid an der Urne. Mehrere Organi-
sationen, darunter auch der Stadt-
zürcher Gewerbeverband, haben
beim Bezirksrat eine Beschwerde de-

poniert, die bis ans Bundesgericht
weitergezogen werden kann. Für Pa-
trick Kneubühl ist klar, dass die Aus-
einandersetzung den lokalen Rahmen
sprengt. «Wir müssen unbedingt ver-
hindern, dass das Zürcher Beispiel
schweizweit Schule macht. Andere
rotgrün regierte Städte würden allzu
gern folgen, um den privaten Auto-
verkehr weiter einzuschränken.»
Anzufügen wäre, dass gedeckte und
diebstahlsichere Veloabstellplätze
kein billiger Spass sind. Die heute
angebotenen abschliessbaren «Käfi-
ge» (vgl. Bild) sind je nach Grösse
und Ausstattung ab 3500 Franken zu
haben.

Patrick M. Lucca

stADt ZÜRICH – Die revidierte Parkplatzverordnung ist KMU-feindlich. Gewerbekreise wollen
deshalb den grünfundamentalistischen Erlass mit allen Mitteln bekämpfen.
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Statt Qualität
nur Mehrkosten

Im Gesellschaftsrecht wurde in den letzten
Jahren eine ganze Reihe von neuen
Regulierungen eingeführt. So wurden in

der Folge der Änderung des Revisionsauf­
sichtsgesetzes (RAG), welches am 1. Septem­
ber 2007 in Kraft getreten ist, die Revisions­
pflicht von Aktiengesellschaften, GmbH,
Genossenschaften, Kommanditaktiengesell­
schaften, Vereinen und Stiftungen neu und
enger formuliert.
Nun steht der nächste Schritt zur Diskus­
sion, die Reform des Aktienrechts. Ziel
dieser Reform ist es, die Corporate Gover­
nance zu verbessern, die Kapitalstrukturen
neu zu regeln und die Regeln über die
Generalversammlung zu aktualisieren. Kurz,
es geht darum, mehr Transparenz herzustel­
len. Damit wird gleichzeitig auch ein Gegen­
vorschlag zur Abzocker­Initiative formuliert.
Es macht tatsächlich Sinn, Regeln aufzustel­
len, die verhindern, dass gewisse Leute
Aktiengesellschaften als Selbstbedienungs­
läden betrachten, tolle Löhne und oben­
drein satte Bonis absahnen, aber keine
Verantwortung übernehmen, wenn’s schief
läuft, und somit auch keine Konsequenzen
tragen müssen.

Mit der anstehenden Aktienrechts­
reform ist es aber wie so oft: Man
will zu viel und erreicht dann doch

zu wenig. Wieder einmal sind die Kleinen
die Leidtragenden. Statt besserer Qualität
bringt die Reform den KMU nur Mehrauf­
wand und Mehrkosten. Nicht bloss, dass die
Schwellenwerte für ordentliche Revisionen zu
tief sind, auch der Umstand, dass gemein­
nützige Stiftungen mit eine Bilanzsumme
von knapp 200000 Franken nicht von der
Revisionspflicht befreit werden können, ist
mehr als nur stossend. Auch Genossenschaf­
ten und Vereine werden in ähnlicher Weise
zu einem unsinnigen, zusätzlichen adminis­
trativen Aufwand genötigt. Wieder einmal
ist gut gemeint eben nicht auch gut gemacht.

Solche kleinlichen Regulierungen führen
nicht zu mehr Transparenz, sie verstär­
ken auch nicht die Sicherheit. Sie

machen nur die Verwaltung teurer mit der
Konsequenz, dass das Geld statt in konkrete
Projekte in die eh schon überlasteten Han­
delsregisterämter fliesst.
Das Gewerbe braucht keine Aktienrechts­
reform mit einem Rechnungslegungsrecht,
die auf 270 börsenkotierte Unternehmen
zielt und mehr als 300000 KMU als Kollate­
ralschaden trifft. Im Gegenteil, im Interesse
der KMU muss alles daran gesetzt werden,
dass die bestehenden Gesetze KMU­tauglich
angepasst werden.

DIE mEINuNg

Hans-Ulrich Bigler,
Direktor Schweizerischer
Gewerbeverband sgv

land sind bloss aufgeschoben und der
starke Franken bremst die Schweizer
Exporte.» Entsprechend wünscht sich
der sgv-Chefökonom «vernünftige Lö-
sungen statt Prestige-behaftete Hah-
nenkämpfe». Und er legt Wert darauf,
dass auch die Firmen ausserhalb des
KMU-Bereichs in Sachen Boni und
Kaderentschädigungen Zurückhaltung
üben sollten. «Lohnexzesse und Ab-
zockereien sind gesellschaftlich
schädlich und geben den Gewerk-
schaften und allen Interventionisten
einen Steilpass für noch mehr Regu-
lierungen und Einschränkungen der
unternehmerischen Freiheit.» Lu
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Wann ist der richtige Zeitpunkt zum
Abgeben? Ist ein fähiger Nachfolger
oder eine Nachfolgerin da? Aus der
Familie? Aus der Firma? Muss nach
einer externen Lösung gesucht wer-
den? Wie muss das Unternehmen für
eine erfolgreiche Übergabe oder ei-
nen allfälligen Verkauf an Dritte auf-
gestellt sein? Wie werden Lebenspart-
ner und Familie finanziell abgesi-
chert? Wie sieht die Altersvorsorge
aus? Welche Finanzierungslösung
eignet sich für die Erbschafts- und
Steuersituation? Gibt es ein Notfall-
szenarium? Wie werden Rücktritt

und Übergabe oder Nachfolge in der
Familie, bei den Mitarbeitenden
wahrgenommen? Wie wird kommu-
niziert? Fragen über Fragen, die sich
ein Unternehmer stellen muss.

Ein Übergabe-/Nachfolgeprozess ist
vor allem auch eine emotionale He-
rausforderung. Das Spannungsfeld,
das infolge unterschiedlicher Pers-
pektiven der Beteiligten entsteht,
wird sichtbar. Die Auslöser und neu
entstehende Missverständnisse zei-
gen aber immer wieder ähnliche Kon-
stellationen und Muster. Es ist wich-

tig, über die richtigen Fakten zur Ent-
scheidungsfindung zu verfügen. Das
Ziel ist Fairness und Klarheit bei al-
len Beteiligten und die Stärkung des
Unternehmens für die Zukunft.

Die Zürcher Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften ZHAW hat
eine Methode zum angeleiteten
Selbststudium entwickelt, welche al-
le Themen des Übergabe- bzw. Über-
nahmeprozesses behandelt. Sie bietet
im Rahmen der Initiative «Lebens-
konzept Unternehmertum» Work-
shops an. Diese richten sich an Un-

nacHFoLgeregeLung – Das eigene Lebenswerk in neue Hände geben, stellt viele KMU-Chefs
vor unterschiedlichste Fragen – nicht zuletzt emotionaler Natur.

Die letzte grosse Herausforderung

Nett sein genügt nicht: Für erfolgreiche Geschäftsverhandlungen sind klare Strategien nötig.

Ohne grundlegendes Know-how in
der Gesprächs- und Verhandlungs-
führung verschenken viele Unterneh-
men grosse Potenziale. Dabei ent-
scheidet die Verhandlungskompetenz
der Mitarbeiter ganz direkt über die
Wettbewerbsfähigkeit eines Unter-
nehmens. Wer die Kniffe einer pro-
fessionellen Verhandlungsführung
kennt, wird seinen Wettbewerbern
immer die berühmte Nasenlänge vo-
raus sein. Dabei gilt: Ein cleverer Ver-
handlungsprofi erkundigt sich zu Be-
ginn des Gesprächs nach den Preis-
vorstellungen seines Kunden, argu-
mentiert aber während der eigentli-
chen Verhandlung nicht mit dem
Preis, sondern mit Zusatznutzen und
Serviceleistungen.

«Anstatt das Thema Preis zu vermei-
den und wie ein Kater um den heis-
sen Brei herumzuschleichen, sollte
sich ein Verkäufer möglichst früh
nach dem Budget seines Gespräch-
partners erkundigen», sagt Kommu-
nikationspsychologe Udo Kreggen-
feld. Als langjähriger Coach für Ver-
handlungskompetenz weiss er, dass
viele Verkäufer der Meinung sind,

sätzlich sollte man seinen Zielpreis
durchsetzen und einen Rabatt stets
nur bei einer Gelegenleistung des
Kunden gewähren.» Also beispiels-
weise wenn der Kunde früher be-
stellt, die Ware selber abholt, auf ge-
wisse Garantien verzichtet, eigene
Techniker für die Installation zur Ver-
fügung stellt oder statt des ganzen
Teams nur einen Mitarbeiter einar-
beiten lässt.

Wichtig ist, dass der Verkäufer eine
innere Preissolidarität hat, also voll
und ganz von der Angemessenheit
des Preises überzeugt ist. «Ist ein Ver-
käufer unsicher, ob der Preis fair ist,
weckt er damit den Jagdinstinkt des
Einkäufers», weiss Kreggenfeld. Und
dies gelte es zu vermeiden. «Was für
den Kunden ein kleines Entgegen-
kommen zu sein scheint, rasiert den
Gewinn des Verkäufers dramatisch.»

«preissensibilität nimmt ab»

Udo Kreggenfeld ist überzeugt, dass
im Konsumgüterbereich Preis-
schlachten mit Werbesprüchen wie
«Auf alles 20 Prozent» ihre Spuren
hinterlassen haben. «Die Kunden
schauen zwar sehr genau auf den
Preis, lassen sich aber nicht hinters
Licht führen und wissen, dass kein
Unternehmen dauerhaft 20 Prozent
geben kann. Es sei denn, der Preis
wurde vorher draufgerechnet. Des-
wegen achten Kunden wieder ver-
mehrt auf den Geschäftspartner, die
Qualität und auf Zusatznutzen eines
Produktes», erklärt er.

Matthias Engel

dass die Preisverhandlungen erst am
Ende der Verhandlungsgespräche be-
ginnen. «Aber wer sein Gespräch so
aufbaut, hat keine Gegenargumente
mehr, wenn der potenzielle Kunde
sich am Preis stört», so Kreggenfeld.
Sei dagegen gleich zu Beginn der
Preisrahmen gesetzt, könne sich der
Verkäufer darauf konzentrieren, den
Zusatznutzen seines Produktes oder
seiner Dienstleistung hervorzuheben.

mehrwert aus Kundensicht

Es ist wichtig, den Mehrwert eines
Produktes so anzupreisen, dass der
Kunde die Vorteile sofort erkennt.
«Ich muss immer wissen, mit wem
ich es zu tun habe und was für einen
Kunden wichtig ist», betont Kreggen-
feld. So mache es wenig Sinn, einem
Einkäufer zu berichten, dass man
den Umfang der neuen Hydraulik-
pumpe um 19 Prozent reduzieren
konnte. Der Experte empfiehlt statt-
dessen, mit konkreten Vorteilen auf-
zuwarten. Zum Beispiel, dass durch
den geringeren Umfang unter der Mo-
torhaube mehr Platz für die grösse-
ren Batterien geschaffen wird, die der
Gesetzgeber verordnet. Oder dass die

Pumpen leichter einzubauen sind
und deswegen stärker nachgefragt
sein werden. Oder dass sich der Kun-
de beim Pumpenkauf beim Thema
Innovation zum Marktführer macht.
«Ein Verkäufer soll auch erwähnen,
welche Partner längst auf seine Pro-
dukte vertrauen und an konkreten
Beispielen aufzeigen, wie gut Ser-
vice und Wartung sind.»

rabatte immer begründen

Auf die Klage «Das ist zu teuer!» ant-
wortet ein Verkäufer am besten mit
der Gegenfrage «Warum?». Viele
Kunden sind überrascht, wenn sie
um eine Begründung ihres Einwands
gebeten werden. Und der Verkäufer
muss wissen: Was genau ist dem
Kunden zu teuer? Das ganze Paket,
einzelne Teile daraus, die Garantie
oder der Service? Verglichen womit
ist es zu teuer? Liegt es am Preis oder
an seiner aktuellen finanziellen Si-
tuation?
Es kann durchaus sein, dass der Ver-
käufer nicht um einen Preisnachlass
herum kommt. Dann muss er aber
in der Lage sein, den Rabatt auch zu
begründen. Kreggenfeld rät: «Grund-

ricHtig verHanDeLn – Ein wahrer Profi beginnt ein Verkaufsgespräch, indem er sich nach dem
Budget erkundigt, trumpft dann aber mit Zusatznutzen und Serviceleistungen auf.

Potenzialnichtverschenken
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Udo Kreggen-
feld ist Au-
tor des Buches
«Verhandeln²
– Systemische
Verhandlungs-
kompetenz für
eine komple-

xe Welt». Er leitet eine Agentur für
Kommunikationsberatung in Frei-
burg im Breisgau und bietet als
Führungscoach für Unternehmen
in Deutschland und in der Schweiz
Trainings- und Beratungsdienstleis-
tungen an.
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ternehmer, die vor einer Übergabe
ihrer Firma stehen, sowie an poten-
zielle Nachfolger. In den Workshops
kommen alle Aspekte zur Sprache.
Die Teilnehmenden vertiefen ihre
praktischen und theoretischen Kennt-
nisse und bereiten eigenständig ihre
individuelle Lösung vor. Für die Wis-
sensvermittlung und Beratung steht
ein kompetentes Expertenteam zur
Verfügung. pd

Gewusst wie
Jetzt können auch Jugendliche schnell herausfin-
den, ob sie zu viel trinken, rauchen, kiffen, Me-
dikamente schlucken oder im Internet surfen. Die
Zürcher Gesundheitsdirektion hat die Selbsttests
im Internet, die bisher auf Erwachsene ausgerich-
tet waren, angepasst. Sobald die Interessenten die
Fragen beantwortet haben, erhalten sie eine Rück-
meldung und falls notwendig konkrete Verhaltens-
tipps. Die Versionen für Erwachsene sind seit 2006
aufgeschaltet und werden jeden Monat zwischen
500 und 700 Mal aufgerufen. Jeder zweite Benut-
zer will wissen, ob er zu viel Alkohol trinkt.

Einfacher Stresstest
Wer wissen will, ob er Stress ausgesetzt ist und
ob er richtig damit umgeht, kann das auf der In-
ternetseite http://h4vbg.mit.de/sponline testen.
Fragen danach, ob Arbeit und Freizeit in einem
ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen oder
ob die eigene Leistung im Unternehmen anerkannt
wird, sollen die persönliche Gefährdung einschät-
zen helfen. Das Ergebnis zeigt eine Ampel an.
Wer mit seinen Antworten im gelben oder roten
Bereich landet, wird auf einen umfangreichen
Hinweiskatalog zur Stressprävention verwiesen.

PDF-Dateien kopieren
Wer Inhalte aus einem PDF-Dokument überneh-
men und in Word einfügen will, hat es mitunter
nicht leicht: Entweder er bekommt nur den nack-
ten Text oder grafische Elemente werden falsch
formatiert übernommen und landen an den fal-
schen Stellen. Mit dem versteckten Schnapp-
schuss-Werkzeug des AdobeReaders lassen sich
solche Quälereien vermeiden. Dazu die PDF-Datei
im Adobe Reader öffnen und die Seite ansteuern,
aus welcher Inhalte übernommen werden sollen.
Danach geht es in die Werkstatt: Im Menü «Werk-
zeuge» den Befehl «Auswählen und zoomen |
Schnappschuss-Werkzeug» aufrufen. Anschlies-
send mit gedrückter Maustaste einen Rahmen um
den ausgesuchten Bereich ziehen. Nach dem Los-
lassen der Maustaste landet der gesamte Rahmen-
inhalt automatisch als kopiertes Foto in der Zwi-
schenablage. Mit Hilfe der Funktion «Bearbeiten
| Einfügen» oder der Tastenkombination [Strg][V]
lässt sich der Ausschnitt in jede Windows-Anwen-
dung übernehmen, etwa in ein Word-Dokument.

Schnelle Übersetzung
Wer beim Surfen auf einen fremdsprachigen Text
stösst und eine Übersetzung benötigt, markiert
den Begriff normalerweise, ruft einen Überset-
zungsdienst im Web auf und überträgt das Wort
oder den Satz in die entsprechende Eingabemas-
ke. Manche installieren für diese Aufgabe ein
Add-On, das im Browser jederzeit zur Verfügung
steht und bei Bedarf die passenden Übersetzun-
gen liefert. Beides erübrigt sich mit dem Sofort-
link, den Google Translate für die Lesezeichen-
Symbolleiste anbietet. Dazu «translate.google.
com» aufrufen und links auf «Tools und Ressour-
cen» klicken. Dann in den Bereich «Rufen Sie
Übersetzungen mit einem Klick über die Toolbar
Ihres Browsers auf» wechseln. Dort die gewünsch-
te Sprache mit gedrückter Maustaste in die Lese-
zeichen-Symbolleiste des Browsers ziehen.
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Ladies first
Dass das Thema Geld-
anlage bei Frauen
im Trend liegt, wider-
spiegelt der stetige
Anstieg von Mitglie-
dern in Investmentclubs für Frauen. Diese gibt
es seit einigen Jahren auch in der Schweiz, bei-
spielsweise den Smart Ladies Investment Club
in Zürich, den Ladies Investment Club of Gene-
va oder den Women Investors Club in Lausanne.
Aufgrund dieser Erkenntnisse haben viele Ban-
ken spezielle Beratungsangebote für Frauen ins
Leben gerufen. Frauen profitieren von einer frau-
enspezifischen Finanzberatung sowie von exklu-
siven Veranstaltungen und Publikationen.

geLDtipp


